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Berlin, 25.03.2020

Offener Brief an die Bundesregierung

42 Menschen- und Kinderrechtsorganisationen fordern: Die Rechte von Kindern müssen in 
einer Neuausrichtung der gemeinsamen europäischen Asylpolitik gewahrt werden

Sehr geehrter Herr Bundesminister Seehofer, 
sehr geehrter Herr Bundesminister Maas, 
sehr geehrte Frau Bundesministerin Dr. Giffey, 
sehr geehrte Frau Bundesministerin Lambrecht, 

die unterzeichnenden zivilgesellschaftlichen Organisationen sind extrem besorgt, dass grundle-
gende Kinder- und Menschenrechte bei einer Neuausrichtung des gemeinsamen europäischen 
Asylsystems nicht ausreichend berücksichtigt werden. Im Hinblick auf die im Juli 2020 begin-
nende EU-Ratspräsidentschaft Deutschlands und die deutschen Reformpläne des gemeinsamen 
europäischen Asylsystems (GEAS) fordern wir daher die Bundesregierung auf, ihre bestehenden 
Verpflichtungen für Kinder wahrzunehmen und ihren Schutz und ihre Rechte auf europäischer 
Ebene während der Ratspräsidentschaft voranzutreiben. 

Die Bundesregierung erkennt selbst an, dass die besonderen Belange und Rechte von Familien 
mit Kindern und vulnerablen Personen – wie unbegleiteten Kindern – bei der Neuausrichtung 
des GEAS stets zu berücksichtigen sind. In diesem Sinne fordern wir insbesondere folgende 
konkrete Maßnahmen: Kindeswohl vorrangig berücksichtigen, keine Haft und freiheitsbeschrän-
kenden Maßnahmen, beschleunigte Familienzusammenführung innerhalb der EU, unverzügli-
che Verteilung von unbegleiteten Kindern, Schulungen für Grenzbeamt_innen in Kindesschutz, 
Einführung eines unabhängigen Monitoringmechanismus und Maßnahmen zur Rechenschafts-
pflicht. 

Detaillierte Ausführungen zu unserer Position und unseren Forderungen liegen diesem Schrei-
ben bei. Die unterzeichnenden Organisationen begrüßen weiteren fachlichen Austausch und 
stehen jederzeit für Gespräche zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen

 



Gemeinsamer offener Brief zur deutschen EU-Ratspräsidentschaft:
Die Rechte von Kindern in der Neuausrichtung der gemeinsamen europäischen Asylpolitik

Im Rahmen der deutschen EU-Ratspräsidentschaft wird die Bundesregierung die Neuausrich-
tung des gemeinsamen europäischen Asylsystems voraussichtlich zu einem ihrer Schwerpunkte 
machen. Die unterzeichnenden Organisationen erleben gegenwärtig, dass Kinder und ihre Fa-
milien in besonderem Maße an den europäischen Grenzen menschenunwürdigen Bedingungen 
ausgesetzt sind. Dazu gehören die gewalttätigen Grenzschutzmaßnahmen an der griechisch-tür-
kischen Grenze, die „Hotspots“ auf den griechischen Inseln, die Situation an den EU-Außen-
grenzen auf dem Balkan und die Lager in Libyen, in die immer wieder Schutzsuchende zurück-
geschoben werden. Eine Neuausrichtung des europäischen Asylsystems sollte daher darauf 
abzielen, die gegenwärtigen Probleme der flüchtenden Menschen zu lösen und rechtssichere 
Verfahren zu gewährleisten.

Im Hinblick auf die im Juli 2020 beginnende EU-Ratspräsidentschaft Deutschlands und die Re-
formpläne des gemeinsamen europäischen Asylsystems (GEAS) fordern wir die deutsche Regie-
rung auf, ihre bestehenden Verpflichtungen für Kinder wahrzunehmen und ihren Schutz und ihre 
Rechte auf europäischer Ebene während der Ratspräsidentschaft voranzutreiben. Die Bundes-
regierung erkennt selbst an, dass die besonderen Belange und Rechte von Familien mit Kindern 
und vulnerablen Personen – wie unbegleiteten Kindern – bei der Neuausrichtung des GEAS stets 
zu berücksichtigen sind. In diesem Sinne fordern wir folgende konkrete Maßnahmen: Kindes-
wohl vorrangig beachten, keine Haft und freiheitsbeschränkenden Maßnahmen, beschleunig-
te Familienzusammenführung innerhalb der EU, unverzügliche Verteilung von unbegleiteten 
Kindern, Schulungen für Grenzbeamt_innen in Kindesschutz, Einführung eines unabhängigen 
Monitoringmechanismus und Maßnahmen zur Rechenschaftspflicht.

Ein Drittel der Asylsuchenden in der EU sind Kinder
Kinder machen einen erheblichen Teil der Flüchtlinge und Migrant_innen aus, die in der EU 
ankommen oder dort bereits leben. Jede/r dritte Asylsuchende in der EU ist ein Kind.1 Allein 
2018 befanden sich 6,9 Millionen migrierte Kinder in der EU.2 30.000 Kinder sind in der EU als 
vermisst gemeldet worden, die Dunkelziffer ist weitaus höher.3  

Kinder sind in erster Linie Kinder
Die EU-Grundrechtecharta und die UN-Kinderrechtskonvention schreiben vor, dass Kinder – 
unabhängig von ihrem Migrationsstatus, ihrer Staatsangehörigkeit oder ihres Hintergrunds – als 
Kinder behandelt werden müssen.4 Laut der UN Kinderrechtskonvention und der einschlägigen 
europäischen Richtlinien zu Aufnahmen, Verfahren und Schutz von Asylsuchenden sind alle 
Personen unter 18 Jahren, auch die über 14-Jährigen, Kinder und müssen in gleicher Weise ge-
schützt werden. Die Achtung der Würde des Menschen und das Prinzip der Rechtsstaatlichkeit 
sind die Standards, an denen sich der Schutz geflüchteter Kinder messen lassen muss. Während 
der deutschen EU-Ratspräsidentschaft hat die Bundesregierung die Chance, diese Werte und 
ihre Verpflichtung gegenüber Kindern in der Asylpolitik der Europäischen Union voranzubringen.



Außengrenzverfahren
Die Bundesregierung fordert in ihrer Positionierung zur Neuausrichtung des GEAS ein Außen-
grenzverfahren, das einer Verteilung auf die EU Staaten für alle Flüchtlinge und Migrant_innen 
vorgelagert sein soll.  Auf den griechischen Inseln wird eine Version eines Außengrenzverfah-
rens in Form der “Hotspots” gerade durchexerziert.5 Systematische Verletzung von Rechtsstaat-
lichkeit und Menschenrechten sind dort gut dokumentiert. Die Unterbringungszustände sind 
katastrophal, es fehlt an medizinischer Versorgung, Kinder erfahren Gewalt. Zudem werden 
Verfahrensgarantien nicht eingehalten. Von einer kurzen Verfahrensdauer kann keine Rede sein. 
So verbleiben Kinder in diesen Außengrenzverfahren oft über sehr lange Zeit im Ungewissen. 
Diese Lager sind kein Ort für Kinder, auch nicht für andere besonders vulnerable Flüchtlinge 
und Migrant_innen. 

Der Vorschlag der Bundesregierung sieht zwar vor, dass Geflüchtete auch ohne Ergebnis der 
Vorprüfung an den Außengrenzen verteilt werden können, wenn über ihre Anträge nicht zü-
gig entschieden werden kann. Die unterzeichnenden Organisationen bezweifeln jedoch, dass 
schnelle Entscheidungen in derartigen Außengrenzverfahren überhaupt bewerkstelligt und 
eine Überlastung verhindert werden kann. Grund dafür sind die Komplexität von Asylverfahren 
und die damit verbundenen Verfahrensgarantien, wie das Recht auf einen effektiven Rechtsbe-
helf. Auch die Asylgesuche von Personen aus sogenannten sicheren Herkunftsländern müssen 
beispielsweise individualisiert und unter Berücksichtigung aller Umstände des Schutzantrages 
geprüft werden, um dem Prinzip des Non-Refoulement und dem Verbot von Kollektivausweisun-
gen gerecht zu werden.6 

Grenzschutz
Auch die Verbesserung des Außengrenzschutzes wird ein Schwerpunkt der Bundesregierung 
während der deutschen Ratspräsidentschaft sein.7 Beim Grenzschutz an den Außengrenzen 
Europas beobachten wir jedoch aus kinderrechtlicher Sicht besorgniserregende Entwicklungen. 
Der Kinderrechtsausschuss verurteilte letztes Jahr gewaltsame Pushbacks von unbegleiteten 
Kindern als Kinderrechtsverletzungen.8 Dennoch kommt es insbesondere auf dem Balkan zu 
gewaltsamen, menschenrechtswidrigen Pushbacks, bei denen einreisende Kinder ohne individu-
elle Prüfung ihres Einreisegesuchs und Schutzanspruches in Länder wie Bosnien und Herzegowi-
na und Serbien zurückgeschoben werden.9 Kinder und Jugendliche berichten im Zusammenhang 
mit Pushbacks von Schlägen, Hundebissen, Erniedrigung.10 Beim gewaltsamen Vorgehen gegen-
über flüchtenden Menschen an der türkisch-griechischen Grenze werden etwaige Schutzbedar-
fe von Kindern und Jugendlichen ebenfalls ohne jegliche Rücksicht außer Acht gelassen.

Kinderrechtliche Forderungen für eine Neuausrichtung der gemeinsamen europäischen 
Asylpolitik
Die unterzeichnenden Organisationen fordern, auf Außengrenzverfahren, die Schutz- und Zuläs-
sigkeitsprüfungen – auch Vorprüfungen – beinhalten, zu verzichten und die Betroffenen gleich 
nach Ankunft und Identifizierung auf die Mitgliedsstaaten der EU zu verteilen. Nur so können 
die Überlastungen der Außengrenzeinrichtungen vermieden und die Rechte der Kinder berück-
sichtigt werden.



Die unterzeichnenden Organisationen fordern zudem, dass sich die Bundesregierung dafür 
einsetzt, die von der europäischen Kommission erarbeitete Mitteilung zum Schutz minderjähri-
ger Migranten11 als Grundlage für Schutzmaßnahmen von Kindern in einem reformierten eu-
ropäischen Asylsystem zu nutzen und explizit darauf Bezug zu nehmen.  Die unterzeichnenden 
Organisationen setzen sich insbesondere ein für:  

1. Kindeswohl vorrangig beachten: In einer gemeinsamen europäischen Asylpolitik müssen 
die Verfahren aller Kinder individuelle Kindeswohlprüfungen beinhalten. Gegenwärtig ist das 
weder in der Praxis noch im Vorschlag zur Neuausrichtung der Fall. Bei jedem Kind muss 
nach den internationalen Verpflichtungen Deutschlands geprüft werden, welche Maßnah-
men dem Wohl und den Interessen des Kindes am meisten entsprechen.12 

2. Keine Haft und freiheitsbeschränkenden Maßnahmen: Alleinreisende Kinder und solche, 
die im Familienverbund reisen, müssen gemäß internationaler und europarechtlicher Ver-
pflichtungen von Haft ausgenommen werden.13 Haft kann im Kontext von Migration auf Kin-
der verheerende Folgen haben - so führt sie zu hohen Selbstverletzungsraten, hohen Raten 
von psychischen Erkrankungen und Entwicklungsstörungen.14 Gleiches gilt auch für frei-
heitsbeschränkende Maßnahmen, die rechtlich in Intensität und Dauer als weniger invasiv 
definiert sind, in der Praxis aber zu den gleichen Folgen für die Betroffenen führen können. 
Zudem zeigt das Beispiel der Entwicklung in Ungarn, dass es in der Praxis regelmäßig keinen 
Unterschied zwischen freihbeitsbeschränkenden Maßnahmen und Haft gibt. Die deutsche 
Regierung soll sich daher dafür einsetzen, dass Kinder auf europäischer Ebene explizit von 
Haft und allen freiheitsbeschränkenden Maßnahmen ausgenommen werden. 

3. Beschleunigte Familienzusammenführungen innerhalb der EU: Jeglicher neue Verteilme-
chanismus sollte den beschleunigten Familiennachzug beinhalten. Nach unserer Erfahrung 
brechen Kinder gegenwärtig aufgrund der langen Wartezeiten auf die Familienzusammenfüh-
rung häufig eigenständig auf und verschwinden. Die geplante Neuausrichtung der europäi-
schen Asylpolitik sieht bislang keine Maßnahmen vor, die Familienzusammenführung, wie in 
der UN-Kinderrechtskonvention vorgeschrieben, “wohlwollend, human und beschleunigt” 
zu behandeln. Hier muss dringend nachgebessert werden. Insbesondere sollten Maßnah-
men eingeführt werden, um die langdauernden Dokumentenbeschaffungen zu erleichtern. 
Auch sollte im Zusammenhang mit Familienzusammenführungen ein erweiterter Familien-
begriff angewandt werden, der Familienangehörige, Geschwister und Verwandte umfasst - 
ähnlich des Art. 8 Dublin-III-VO. 

4. Erhöhung des Resettlementkontingents in die EU: Die Bundesregierung sollte sich da-
für einsetzen, dass das europäische Resettlementkontingent, insbesondere aus der Türkei, 
erhöht wird und sich endlich auf eine Verordnung zur Schaffung eines Neuansiedlungsrah-
mens der Union (sogenanntes EU Resettlement Framework) einigen.  

5. Unverzügliche Verteilung von unbegleiteten Kindern: Gegenwärtig werden insbesondere 
unbegleitete Kinder nicht zügig genug aus den Hotspots auf die Mitgliedsstaaten der EU ver-
teilt. In einem reformierten europäischen Asylsystem muss sich dieses ändern. Unbegleitete 
Kinder müssen regelmäßig gleich nach der Ankunft und Identifizierung unter Ermittlung des 



für ihr Kindeswohl besten Mitgliedstaates verteilt werden.  Ein Verfahren zur Ermittlung von 
Schutzbedürftigkeit und die Bestimmung von Zuständigkeiten für das Verfahren sind dafür 
vonnöten, was aber bis jetzt nicht vorgesehen ist im Vorschlag der Regierung.  

6. Schulungen für Grenzbeamt_innen in Kinderschutz: Grenzbeamt_innen und Asylbeamt_
innen an den Außengrenzen müssen erkennen können, wenn Anzeichen für Menschenhan-
del und andere Kinderrechtsverletzungen vorliegen. Ein Verweissystem an die entsprechen-
den Stellen für das weitere Verfahren muss allen Beamt_innen bekannt und der Einbezug 
von Kinderschutzexpert_innen sichergestellt werden. Auch sollten Sozialpädagog_innen, 
Ärzt_innen und Psycholog_innen hinzugezogen werden. 

7. Einführung eines unabhängiger Monitoringmechanismus: Rechtsstaatlichkeit und die 
Einhaltung von Menschenrechten müssen gewährleistet werden - egal wie Grenzschutz 
und darauffolgende Verfahren zur Verteilung ausgestaltet sind. Dies schließt einen effekti-
ven Beschwerdemechanismus für Menschenrechtsverletzung, anwaltliche Vertretung und 
Vormundschaft bei unbegleiteten Kindern ein. Um Rechtsverletzungen durch Staaten und 
einzelne Akteure aufdecken und ahnden zu können, muss ein unabhängiger Monitoringme-
chanismus eingeführt werden. Da Geflüchtete und Migrant_innen in grenznahen Verfahren 
häufig schutzlos vor staatlicher Willkür sind, muss ein Monitoringmechanimus vor allem 
unabhängig und niedrigschwellig, also einfach für Betroffene erreichbar sein. Ein solcher 
Mechanismus könnte beispielsweise bei der EU Grundrechteagentur angesiedelt sein. 
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